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b) bei geplanter Finanzierung aus betrieblichen Ge­
winnen und Haushaltsmitteln in erster Linie 
durch geringere Inanspruchnahme der geplanten, 
noch nicht verwendeten Haushaltsmittel und so­
dann gemäß Buchst, a,

c) bei geplanter voller Finanzierung aus Haushalts­
mitteln durch geringere Inanspruchnahme dieser 
Mittel freizustellen.

(2) Im Umfang der zur Finanzierung des Planes der 
Erweiterung der Grundmittel nicht mehr benötigten 
Gewinnteile ist der zur Abführung an den Haushalt 
bestimmte planmäßige Anteil am Gewinn zu erhöhen. 
Diese Veränderung der Finanzierung ist dem zuständi­
gen Rat des Kreises, Abteilung Finanzen, zur protokol­
larischen Bestätigung vorzulegen.

§4
(1) Bei Erhöhung von betrieblichen Plänen der Er­

weiterung der Grundmittel erfolgt keine Änderung des 
betrieblichen Gewinnverwendungsplanes. Für den Be­
trag, um den die Erhöhung erfolgte, sind Haushalts­
mittel vorzusehen.

(2) Die Überweisung von finanziellen Mitteln von 
Betrieben und Planträgern an Betriebe und Plan­
träger — soweit sie den Plan der Erweiterung der 
Grundmittel betreffen — ist unzulässig.

§5
(1) Im Laufe eines Quartals eintretende Änderungen 

der Pläne der Erweiterung und Erhaltung der Grund­
mittel bewirken keine Änderung des Quartalsfinanz­
planes. Die Korrektur des Jahresfinanzplanes hat mit 
Wirkung für das der Änderung folgende Quartal zu 
erfolgen. Dabei sind die im laufenden Quartal bereits 
durchgeführten Finanzierungen der Höhe und der 
Quelle nach im Quartalsfinanzplan des folgenden Quar­
tals zu berücksichtigen. Die sich aus der Änderung des 
betrieblichen Investitionsplanes für das laufende Quar­
tal ergebenden Änderungen der Finanzierung sind im 
betrieblichen Investitionsplan (Formblatt 0724, Teil 
Finanzierung) der Höhe und den Quellen nach auszu­
weisen. Dieser berichtigte Plan bildet im Quartal die 
Grundlage für die Finanzierung durch das zuständige 
Kreditinstitut.

(2) Bei Übertragungen von Teilen des Investitions­
planes von Planträgern auf Planträger desselben Be­
reichs sind die einzelplanbewirtschaftenden Stellen 
verpflichtet, in Höhe der abzuführenden bzw. zu er­
höhenden Plansummen sowohl die entsprechenden Teile 
der Finanzpläne der Planträger als auch die der eige­
nen Finanzpläne zu ändern. Einzelplanbewirtschaftende 
Stellen im Sinne dieser Anordnüng sind die Abteilun­
gen bzw. Sektoren der Staatlichen Plankommission, die 
Ministerien, Staatssekretariate und übrigen zentralen 
Organe der staatlichen Verwaltung und Einrichtun­
gen sowie die Fachabteilungen der Räte der Bezirke 
und Kreise.

Sonderfinanzausgleiche
§ 6

(1) Sonderfinanzausgleiche sind zu beantragen und 
durchzuführen, wenn

a) infolge der Übertragung von Plansummen der Pläne 
der Erweiterung der Grundmittel die entsprechen­
den Finanzmittel zwischen Planträgern umzusetzen 
sind, d. h., wenn Umsetzungen vom Haushalt der 
Republik zum Haushalt eines Bezirkes oder um­

gekehrt bzw. Umsetzungen vom Haushalt eines 
Bezirkes zum Haushalt eines Kreises stattfinden, 
oder wenn

b) auf Grund von Beschlüssen bezirkliche Pläne der 
Erweiterung der Grundmittel reduziert und die 
Plansummen der Staatlichen Plankommission zur 
Verfügung gestellt werden
oder

c) auf Grund von Kontrollfeststellungen der finan­
zierenden Kreditinstitute Mittel der Pläne der Er­
weiterung der Grundmittel eingespart und an den 
Staatshaushalt zurückgeführt werden.

(2) Für die Beantragung des Sonderfinanzausgleichs 
ist der abgebende Planträger verantwortlich. Der An­
trag ist unter Verwendung der Planänderungsanzeige 
bzw. der Plankorrektur (Formblatt 0724) über die ein­
zelplanbewirtschaftende Stelle zu leiten und von dieser 
mit Unterschrift versehen dem Ministerium der Finan­
zen vorzulegen. Auf der Rückseite des Formblattes ist 
in dem Abschnitt „Anweisungen und Bemerkungen“ zu 
vermerken, an welchen Haushalt die Mittel umgesetzt 
werden sollen. Die für den empfangsberechtigten Plan­
träger zuständige einzelplanbewirtschaftende Stelle hat 
ihren Anspruch auf Sonderfinanzausgleich beim Mini­
sterium der Finanzen anzumelden.

(3) Wird ein Investitionsträger im Laufe des, Plan­
jahres einer anderen einzelplanbewirtschaftenden Stelle 
unterstellt, so ist zur Sicherung der Übereinstimmung 
zwischen materieller und finanzieller Abrechnung des 
Planes der Erweiterung der Grundmittel bei der Durch­
führung von Sonderfinanzausgleichen stets vom Stand 
1. Januar des Planjahres an auszugehen. In diesen Fäl­
len sind bei der Beantragung von Sonderfinanzaus­
gleichen unter Berücksichtigung der bisher erfolgten 
Finanzierung folgende Angaben zu machen:

a) Abgabetermin,

b) Höhe der Plansumme,
c) Höhe der bis zum Abgabetermin bereits gezahl­

ten Beträge unter Angabe der Finanzierungs­
quellen,

d) Höhe des noch zu finanzierenden Betrages.

(4) Bei Übertragung von Investitionsvolumen zwi­
schen verschiedenen einzelplanbewirtschaftenden Stel­
len der zentralen Organe der staatlichen Verwaltung 
sind durch die abgebenden Stellen Umsetzungen der 
finanziellen Mittel beim Ministerium der Finanzen zu 
beantragen.

§7
(1) Sonderfinanzausgleiche für die Räte der Bezirke 

werden ausschließlich durch das Ministerium der Finan­
zen genehmigt und durchgeführt.

(2) Für Maßnahmen des Planes der Erhaltung der 
Grundmittel werden Sonderfinanzausgleiche nicht vor­
genommen.

§ 8
Soweit wegen Änderungen oder Korrekturen des 

bezirklichen Planes der Erweiterung der Grundmittel 
Umsetzungen von finanziellen Mitteln zwischen ver­
schiedenen Planträgern eines Bezirkes bzw. Kreises er­
forderlich sind, wird den Räten der Bezirke bzw. Räten 
der Kreise empfohlen, nach den in dieser Anordnung 
festgelegten Grundsätzen zu verfahren.


